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Was in der nächsten Legislatur wichtig ist
Die "Datenschutzpolitische Agenda" des BfDI für die 20. Wahlperiode

In der kommenden Legislaturperiode werden ent-
scheidende Weichen für die Zukunft des digitalen Zu-
sammenlebens und den Digitalstandort Deutschland 
gestellt. Der digitale Wandel erfasst alle Lebensberei-
che. Dabei sollte den Fragen der Freiheit und Selbst-
bestimmung der rechtlich notwendige Raum bei allen 
Projekten gegeben werden.

Der Datenschutz kann Motor der Digitalisierung sein, 
weil Menschen durch ihn das notwendige Vertrauen für 
Veränderungen gewinnen. Für die-
ses Vertrauen sieht der BfDI aller-
dings insbesondere in den Berei-
chen Digitales Leben, Wirtschaften 
und Arbeiten sowie im Gesundheits-
wesen und in Staat und Verwaltung 
Handlungsbedarf. Diesen hat er 
in einer „Digitalpolitischen Agenda“ für die nächste 
Wahlperiode zusammengefasst. Sie soll den politischen 
Parteien als Anregung auch für etwaige Koalitionsver-
handlungen dienen. Diese Agenda greift u. a. folgende 
Aspekte auf:

Im Anwendungsbereich Künstlicher Intelligenz (KI) 
stellen sich etliche grundsätzliche ethische Fragen. Aus 
seiner Sicht muss es einen klaren Rechtsrahmen mit 
Grenzen und Redlichkeitsanforderungen einschließlich 
des Ausschlusses der Verarbeitung sensibelster Daten 
geben.

Für Kinder und Jugendliche gehören heute digitale 
Medien zum Alltag. Sie können allerdings Risiken noch 
schwerer als Erwachsene abschätzen. Hier sieht der 

BfDI die Verantwortung aller, durch möglichst früh an-
setzende Förderung der Medien- und Datenschutzkom-
petenz das Bewusstsein für Gefahren zu wecken. Zudem 
sollte in einem rechtlichen Schutzraum für Kinder ins-
besondere das „Kinder-Profiling“ verboten werden.

Viele populäre Messenger sind nach Einschätzung des 
BfDI aus Datenschutzsicht bedenklich. Die erhobenen 
Metadaten würden zu umfassenden Profilen weiterver-
arbeitet. Nach Ansicht des BfDI braucht es eine Stra-

tegie für datenschutzfreundliche 
Messenger „Made in Europe“.

Pandemiebedingt hat die Digita-
lisierung im Gesundheitswesen 
erheblich an Fahrt aufgenommen. 
Dabei muss allerdings sichergestellt 
sein, dass es bei Gesundheitsdaten 

zu keinem Missbrauch durch private oder staatliche 
Stellen, zu Stigmatisierungen oder Profilbildungen 
kommen kann. Von entscheidender Bedeutung ist für 
den BfDI die grundsätzliche Vorgabe, dass die Kontrolle 
über ihre Daten in den Händen der Versicherten liegt. 
Zweifelsohne braucht ein modernes Land eine moderne 
Verwaltung. Die rasante Zusammenführung aller Daten 
zu einer Person muss auf verfassungsrechtlich verträg-
liche Weise geschehen und für die Betroffenen trans-
parent sein.

Der Erfolg einer staatlichen Sicherheitsarchitektur 
ergibt sich nicht aus der Summe der Sicher-
heitsgesetze oder der Zahl der Eingriffsbe-
fugnisse, sondern aus der tatsächlichen 
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Unser Ziel: Mehr Service für den Gesetzgeber
Wie der BfDI optimal einbezogen werden kann

Vorsorge ist besser als Nachsorge - auch beim Da-
tenschutz. Dies gilt nicht nur beim eigentlichen Ver-
arbeitungshandeln, sondern auch bei der Gesetzge-
bung. Deshalb sieht das Bundesdatenschutzgesetz 
für den BfDI als gleichrangige Aufgabe neben seiner 
Aufsichts- und Kontrolltätigkeit die umfassende Be-
ratung von Bundestag, Bundesrat und Bundesregie-
rung im Gesetzgebungsprozess vor.

Die gesetzliche Aufgabenzuweisung befugt den BfDI 
einerseits, von sich aus jederzeit mit Hinweisen an 
den Gesetzgeber heranzutreten und gebietet darüber 
hinaus, ihn bei Rechtsetzungsvorhaben möglichst 
frühzeitig einzubeziehen. Andererseits verpflichtet das 
Beratungsmandat den BfDI seinerseits, die Rolle eines 
Dienstleisters für Parlament und Regierung einzuneh-
men. Für den BfDI ist es selbstverständlich, von den ers-
ten Überlegungen zu einem neuen Gesetzgebungsvor-
haben bis zum parlamentarischen Beschluss fachlich 
fundiert, lösungsorientiert, verlässlich, zügig, neutral 
und natürlich auch vertraulich zu beraten. Um diesem 
Anspruch gerecht zu werden, müssen allerdings die 
Bedingungen hierfür stimmen. Neben den personellen 
und sachlichen Ressourcen geht es dabei insbesondere 
um Fragen der wechselseitigen Zusammenarbeit. Hier 
besteht aus Sicht des BfDI Verbesserungspotential:

Die Gemeinsame Geschäftsordnung der Bundesminis-
terien sieht eine frühzeitige Beteiligung des BfDI bei 
Vorhaben der Bundesregierung vor. Dies wird aber lei-
der nicht immer gewährleistet. Eine Last-Minute- oder 
pro-forma-Beteiligung mit kurzen Fristen zur Prüfung 
und Stellungnahme, wie es zuletzt öfters Regel als Aus-
nahme war, sollte künftig der Vergangenheit angehören. 
Für die Zusammenarbeit mit dem Deutschen Bundestag 

und seinen Ausschüssen wäre es wünschenswert, wenn 
bei Sachverständigenanhörungen zu datenschutzspezi-
fischen Themen ein Statement des BfDI regelmäßig „vor 
die Klammer“ gezogen würde. Eine solche, bisher nicht 
immer übliche Verständigung, den BfDI gemeinsam 
und außerhalb des Proporzes einzuladen, unterstreicht 
die besondere Neutralität und den spezifischen Bera-
tungsauftrag seines Amtes. Ein weiterer Punkt, den der 
nächste Deutsche Bundestag vorzugsweise in seiner 
Geschäftsordnung regeln sollte, betrifft den Zugang zu 
Ausschussberatungen und -unterlagen. Den früheren 
förmlichen Anspruch hierauf hat der BfDI – obwohl nun-
mehr selbst oberste Bundesbehörde – mit Ende seiner 
Zugehörigkeit zur Bundesregierung verloren. Auch 
wenn dies Anfangs kein Problem war und er qua Ge-
wohnheit an den Beratungen weiter teilhaben konnte, 
änderte sich dies durch verstärkte Beschränkungen 
infolge der Pandemie. Einzelne Ausschüsse gewähren 
seither nur noch teilweise oder sogar gar keinen Zu-
gang. Dabei liegt es auf der Hand, dass nur eine perma-
nente Einbeziehung in das Ausschussgeschehen, gerade 
dort wo sich Datenschutzbezüge nicht gleich aufdrän-
gen, eine lückenlose Beratung sicherstellt. Die Wahrung 
der Vertraulichkeit sollte bei einer Behörde, 
deren Markenkern der Schutz sensibler In-
formationen ist, außer Frage stehen.

Effizienz jeder einzelnen Maßnahme, die regelmäßig 
kritisch hinterfragt werden müssen. Nachdem die Zahl 
der Sicherheitsgesetze bzw. deren Verschärfungen stets 
zugenommen haben, ist es an der Zeit für ein Morato-
rium mit einer Überwachungsgesamtrechnung.

Die vollständige Datenschutzpolitische Agenda des BfDI 
mit vielen weiteren Punkten finden Sie hier:

https://www.bfdi.bund.de/Datenschutzpolitische-Agenda-
20WP
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Wie sich der BfDI als Behörde wandelt
Haushaltsberichterstatter zu Gast in Bonn

Seit der BfDI zum 1. Januar 2016 aus dem Geschäfts-
bereich des Bundesinnenministeriums ausgegliedert 
und in eine eigenständige oberste Bundesbehörde 
überführt wurde, hat sich viel verändert. Aus seiner-
zeit noch 110,5 Planstellen sind im Jahr 2021 346,4 
Stellen geworden. Dies ist Ergebnis des erheblichen 
Aufgabenzuwachses, der auch künftig die Behörde 
bestimmt. Über den Stand der Stellenbesetzung und 
über die laufende Organisationsuntersuchung infor-
mierten sich aus dem Kreis der Haushaltsbericht-
erstatter die Bundestagsabgeordneten Martin Gerster 
(SPD) und Karsten Klein (FDP) vor Ort in Bonn.

Beeindruckt zeigten sich die Gäste davon, dass es dem 
BfDI und seinen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern trotz 
des stark gestiegenen Beschwerdeaufkommens und 
zahlreicher neuer Aufgaben zu dem ohnehin breiten 
Aufgabenspektrum an Aufsicht, Kontrolle und Beratung 
gelungen sei, die Herausforderungen der Pandemie zu 
schultern. Hierbei war von Vorteil, dass der BfDI noch 
vor der Pandemie in seinem Haus die elektronische Ak-
tenführung und homeoffice-taugliche Laptop-Arbeits-
plätze eingeführt hatte. 

Gleichwohl hat der hohe Zuwachs an Gesetzgebungs-
aktivität gerade im Kontext der Pandemie die Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter an Leistungsgrenzen geführt. 
Kurze Stellungnahmefristen 
von teils nur wenigen Stunden 
und Dienst am Wochenende 
waren hierbei keine Ausnah-
me. Dass der BfDI keinesfalls 
Pandemievorhaben blockiert, 
sondern einen konstruktiven 
Beitrag gerade in der Beratung 
von Parlament und Regierung 
geleistet hat, konnten die Abgeordneten an vielen Bei-
spielen erfahren. Sie interessierten sich auch sehr für 
die künftigen Arbeitsschwerpunkte des BfDI. Hierbei 
erfuhren sie, dass mit den Herausforderungen und Vor-

haben der Digitalisierung sowie den Entwicklungen im 
Bereich der Sicherheitsbehörden die Arbeitsmenge des 
BfDI auch künftig weiter wachsen werde.

Dies veranlasste die Abgeordneten, den Fortschritt bei 
der Stellenbesetzung des BfDI zu erfragen. Trotz harter 
Konkurrenz gerade im IT-Bereich und pandemiebeding-
ter Erschwernisse bei der Personalrekrutierung konnte 
der BfDI mitteilen, dass aktuell nunmehr 259 Planstel-
len besetzt worden sind und die Zahl bis Jahresende 
bei gutem Verlauf der Ausschreibungen noch auf 332 
Stellen steigen werde. Zudem konnten die Abgeord-
neten Gerster und Klein Einblick in die laufende Orga-
nisationsuntersuchung des BfDI nehmen, die Bedarfe, 
Effizienzen und strukturelle Optimierungspotentiale 
eruieren soll. Ein Abschlussbericht des hiermit beauf-
tragten externen Beratungsunternehmens, der Grundla-
ge für die weiteren Planungen gerade des Haushaltsge-
setzgebers bilden soll, ist für August 2021 angekündigt.

Weiterer Aspekt der Gespräche des BfDI mit seinen 
Gästen war die Notwendigkeit eines größeren Ver-
bindungsbüros in Berlin. Letzteres spiegele noch den 
Stand vor der Überführung in eine Oberste Bundesbe-
hörde wieder und sei bisher noch nicht mit dem Bonner 
Stammhaus mitgewachsen. Der Sitz von Parlament und 
Regierung sowie zahlreicher Bundesbehörden und die 

Stellung als Bundeshauptstadt 
als politische Drehscheibe in 
der Diskussion um die Zukunft 
der Digitalisierung verlange 
nach Auffassung des BfDI 
insbesondere wegen seines 
spezifischen Beratungsman-
dats eine adäquat bemessene 
örtliche Verbindungsstelle. 

Strategisches Ziel sei eine Repräsentanz, in der alle 
Organisationseinheiten des BfDI mit zumindest einer 
Person vertreten sind.
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Neuer Webauftritt des BfDI
Am 9. Juni 2021 ging die vollständig überarbeitete Homepage des BfDI 
online. Das neue Design gibt Nutzerinnen und Nutzern einen besseren Zu-
griff auf Informationen zum Datenschutz und zur Informationsfreiheit. Alle 
Inhalte sind nun mit wenigen Klicks über klar strukturierte Rubriken leicht 
auffindbar und die Suchfunktion wurde deutlich verbessert. Zudem sind 
Beiträge so gefasst, dass sie verschiedenen Zielgruppen gerecht werden. 
Die Seite stellt, wie gewohnt, neben zahlreichen eigenen Dokumenten 
des BfDI auch solche der Datenschutzkonferenz, des Europäischen Daten-
schutzausschusses und weiterer Gremien zu Verfügung.

Sehen Sie selbst: https://www.bfdi.bund.de

Kurzinformationen
Danke für die gute Zusammenarbeit in 

dieser Legislatur. Auf ein Neues in der 

20. Wahlperiode! Der BfDI wünscht 

einen erfolgreichen Sommer!

Termine
•	 17. September 2021 - Keynote auf 

der Fachkonferenz der Internet 

Security Digital Days

•	 18. - 21. Oktober 2021 - Global 

Privacy Assembly 2021 (Mexiko)

45 Jahre BDSG
"Jeder von uns hat Geheimnis-
se. Schon als der Bundestag am 
10. Juni 1976 das Bundesdaten-
schutzgesetz beschlossen hat, 
ging es darum, die Bürgerinnen 
und Bürger vor dem Missbrauch 
ihrer personenbezogenen Daten 
zu schützen. An soziale Netzwerke, 
Staatstrojaner und biometrische 
Videoüberwachung haben vermut-
lich die wenigsten Abgeordneten 
gedacht. Die Herausforderungen 
für das BDSG wachsen jedes Jahr 
weiter." - Professor Ulrich Kelber

Kennen Sie schon...
... das Datenschutzforum?

Mit dem Relaunch der Homepage hat der BfDI sein früheres Daten-
schutzforum, dass wegen Sicherheitsbedenken bei der Software nicht 
mehr weiter betrieben werden konnte, auf einer neuen Plattform wieder 
aktiviert. Hier können sich alle Interessierten zu Fragen des Datenschut-
zes und Informationsfreiheit austauschen. Besonders wertvoll dabei: Im 
Forum können Praktiker Hinweise und Tipps miteinander teilen und so 
eine Hilfestellung im Alltag bekommen. Bereits mit dem Start hat das 
neue Angebot große Resonanz gefunden.

Hier gehts zum Datenschutzforum: https://www.bfdi.bund.de/forum
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